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Einleitung 

Anrede, 

Lassen Sie mich zunächst ein paar Dinge grundsätzlich feststellen: 

Frankfurt ist solide aufgestellt. Die Zukunft unserer Stadt fußt derzeit 

auf einem wirtschaftlich starken Fundament und die Zukunftsaus-

sichten sind besser, als die vieler anderer Städte in Deutschland. 

In Zahlen macht sich dies fest an dem, was ich Ihnen vor wenigen 

Wochen als Gesamtabschluss des vergangenen Jahres präsentiert 

habe, wo wir mit einer Bilanz von rund 21 Milliarden Euro, einem 

Anlagevermögen von nunmehr 19,9 Milliarden Euro und einer 

Wachstumsquote von fast 154 Prozent die Kraft und die Leistungs-

fähigkeit Frankfurts im hoheitlichen Bereich wie im Zusammen-

wirken mit unseren inzwischen 346 Beteiligungen sehen. 

Unsere großartige Heimatstadt Frankfurt am Main ist in vielen 

Bereichen Taktgeber für die gesellschaftliche Entwicklung in un-

serem Land. Frankfurt wächst, hier ziehen Menschen hin, hier 

arbeiten Frauen und Männer aus der gesamten Region, hier inves-

tieren Firmen und schaffen Arbeitsplätze, hier findet kulturelles 

Leben auf hohem Niveau statt und hier fühlen sich die Menschen - 

Jung und Alt - in ihren Stadtteilen zuhause. Für Familien bietet 

Frankfurt vom Wohnen, über moderne Kindertagesstätten bis hin zu 

einem breiten Schul- und Bildungsangebot eine weite Palette an 

Angeboten, um gerade auch als Neubürger schnell heimisch 

werden zu können. Die wirtschaftliche Stärke unserer Stadt spiegelt 

sich bereits optisch in der Architektur unserer Skyline wider. Doch 
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Frankfurt ist ebenso auch eine soziale Stadt und auf die Sicherung 

dieser Balance legt der Magistrat mit einem der sozialsten Haus-

halte in Deutschland besonderen Wert. 

Unsere Stadt wächst. Frankfurt ist das Zuhause von inzwischen 

über 700.000 Menschen, die aus über 170 Nationen stammen und 

hier ihren Lebensmittelpunkt haben. Unterschiedliche Kulturen und 

Religionen prägen unsere Stadt und machen die Vielfalt Frankfurts 

aus. Dass dies nur dann dauerhaft friedlich gelingt, wenn dieses 

Zusammenleben in einem klaren gesellschaftlichen Rahmen 

stattfindet, stellt weiter wachsende Anforderungen an die Inte-

grationspolitik unserer Stadt. 

Wir wollen als Magistrat auch in den kommenden Jahren dafür 

sorgen, dass sich Frankfurt weiter positiv entwickelt und das finan-

zielle Fundament unserer Stadt so festigen, dass wir auch 2013 und 

in den sich anschließenden Jahren die Handlungsfähigkeit 

Frankfurts sichern. 

Dazu gehört, dass wir der Entwicklung zwischen weiter wachs-

enden Aufgaben und den nicht in gleichem Maße weiter wachs-

enden Einnahmen durch intelligentes Sparen entgegenwirken und 

die Strukturen der Stadt so anpassen, dass sie auch dauerhaft trag-

fähig bleiben. Generationengerechtigkeit und Nachhaltigkeit be-

deuten in diesem Zusammenhang, dass wir schon heute auch an 

die finanzielle Situation der nachwachsenden Generationen denken 

müssen und die Handlungsfähigkeit unserer Stadt auch für künftige 

Generationen sicherstellen müssen. Wir gestalten die Zukunft un-

serer Stadt auf der Basis dessen, was wir von unseren Vorgängern 
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geerbt haben und wir tragen die Verantwortung dafür, dass auch 

kommende Generationen wiederum die eigene Zukunft selbst be-

stimmen und gestalten können. Dazu gehört, dass wir das finan-

zielle Fundament Frankfurts festigen, wozu noch weitere Anstreng-

ungen erforderlich sind. Wir sind auf dem richtigen Weg. Meine 

Mahnungen der vergangenen Jahre haben gefruchtet und wir sind 

inzwischen gemeinsam auf einem guten Weg, der Konsolidierung 

als Teil von Zukunftsgestaltung beinhaltet, doch wir müssen noch 

klarer und konsequenter Strukturentscheidungen treffen um dauer-

haft tragfähige Strukturen zu sichern. 

 

Die Rücklagen sind in absehbarer Zeit aufgebraucht 

Wir haben in den zurückliegenden Jahren eine solide Haushalts-

politik betrieben. Wir haben die Schulden auf den niedrigsten Stand 

seit fast 25 Jahren gebracht und gleichzeitig haben wir in großem 

Umfang in die Infrastruktur unserer Stadt investiert. Ausgaben-

wünschen, die es im Übermaß gegeben hat, ist der Magistrat 

entschlossen entgegen getreten und so konnten wir zusätzlich 

Rücklagen bilden. 

Doch die Wirtschafts- und Finanzkrise hat auch uns eingeholt. So 

gut wir dank Rücklagen die vergangenen Jahre meistern konnten, 

so schwierig wird es im kommenden Jahr. Denn die Rücklagen sind 

mit dem Ausgleich des Defizits 2013 weitestgehend aufgebraucht, 

so dass wir die planerischen Defizite künftig nur durch Sparmaß-

nahmen und zusätzliche Einnahmeverbesserungen ausgleichen 

können.  
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Dieser Aufgabe wird der Magistrat mit dem vorgelegten Haushalt für 

2013 gerecht, mit dem wir das noch mit dem Haushalt 2012 für 

2013 prognostizierte Defizit von fast 250 Millionen Euro auf 

nunmehr knapp 72 Millionen Euro reduziert haben. Der Haushalt 

2013 steht somit um rund 180 Millionen Euro besser da und über 

den Zeitraum bis 2015 liegt das kumulierte Defizit rund 400 

Millionen Euro niedriger als noch mit der ´12er Haushalt geplant. 

Verfügten wir noch über die Einnahmen aus der Grunder-

werbsteuer, der Fehlbelegungsabgabe und über die Stellplatzmittel 

in ihrer ursprünglichen Höhe, wäre für 2013 sogar die Planung 

eines ausgeglichenen Haushaltes möglich gewesen. 

Allerdings zeigen die Zahlen der mittelfristigen Finanzplanung, dass 

wir uns in den kommenden Jahren weiter von ausgeglichenen 

Haushalten entfernen, so dass alle Anstrengungen darauf gerichtet 

sein müssen, die geplanten Defizite zu verringern, sie mittelfristig zu 

vermeiden, um wieder zu ausgeglichenen Haushalten zu gelangen. 

Es ist dem Magistrat der Stadt Frankfurt am Main unverändert ein 

besonderes Anliegen, eine möglichst gute Infrastruktur für unsere 

Bürgerinnen und Bürger sowie für die Unternehmen in unserer Stadt 

bereitzuhalten. Das heißt, dass wir bei den politischen und finan-

ziellen Schwerpunkten bleiben, die wir seit Jahren setzen. Ganz 

oben stehen dabei Investitionen in die Bildung und in den Öffent-

lichen Nahverkehr. Allein für diese beiden Aufgaben sind 54 Pro-

zent der Investitionsausgaben im Etat 2013 vorgesehen. Bei der 

Stadtplanung ist ein Anstieg von 35 auf 65 Millionen Euro vorge-

sehen, was vor allem an den Investitionen in den Wohnungsbau 
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liegt, die wir in den zurückliegenden Jahren – und nicht erst in den 

zurückliegenden Monaten – deutlich erhöht haben. In allen anderen 

Etatbereichen bleiben die Aufwendungen im Planungszeitraum bis 

2016 relativ konstant. Das planerische Defizit liegt 2012 bei 262 

Millionen Euro, 2013 werden es „nur“ noch 72 Millionen Euro sein. 

Die Rücklage betrug nach Deckung des Fehlbetrages 2011 noch 

401 Millionen Euro. Nach Deckung des planerischen Defizits 2012 

bleiben noch 142,8 Millionen Euro zum Ausgleich des planerischen 

Defizits 2013. Der Magistrat hat neben anderen Spaßmaßnahmen, 

wie z.B. dem Verzicht auf das Museum der Weltkulturen, der 

Verschiebung des Umbaus des Bahnhofsvorplatzes, der restriktiven 

Personalpolitik und anderen konkreten Maßnahmen auch beschlos-

sen, 50 Millionen Euro zusätzlich pauschal einzusparen. Darüber 

hinaus bleibt es mein Ziel, das planerische Defizit im Haushalts-

vollzug deutlich weiter zu verringern. Das gilt auch für die Neuver-

schuldung. 

 

Wir schöpfen den Kreditrahmen nicht voll aus 

Würden wir den vollen Kreditrahmen ausschöpfen, den wir noch mit 

dem genehmigten Haushalt 2012 geplant hatten, wären wir 2016 

bei annähernd 4 Milliarden Euro. Nun planen wir mit 2,7 Milliarden 

Euro und stehen in der Pflicht, auch diesen Verschuldungsanstieg 

zu vermeiden. Für 2013 werden wir daher wieder ein Haushalts-

sicherungskonzept erarbeiten. 
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Wir sind keineswegs am Ende unserer Fantasie, was weitere Spar-

möglichkeiten betrifft. Lassen Sie mich daher eine Reihe konkreter 

Sparmöglichkeiten aufzeigen: 

Wir können einen zentralen Fuhrpark für die gesamte Kernver-

waltung und die städtischen Gesellschaften einrichten, dazu ein 

tragfähiges „Sharing-System“.  

Auch könnte die IT in einer Shared Service GmbH z.B. auch unter 

dem Dach der Stadtwerke Frankfurt Holding gebündelt werden.  

Ebenso ist ein zentrales Liegenschaftsmanagement für die ge-

werbliche und die Büronutzung denkbar. 

Nicht zuletzt werden wir auch künftig im Einzelfall prüfen, ob ein 

Vorhaben wirtschaftlicher als Öffentlich-Private-Partnerschaft ver-

wirklicht werden kann. 

In der Stadtverwaltung gibt es ebenfalls noch Sparpotenziale, etwa 

durch die Zusammenlegung von Organisationseinheiten. So sind in 

verschiedenen Ämtern die heute vorhandenen, eigenen Verwalt-

ungen mit IT- und Personalstellen zu überprüfen.  

Ließen wir im Übrigen energetische Unterhaltungsmaßnahmen 

durch die Mainova ausführen, könnten die Investitionskosten durch 

die bei der Stadt generierten Einsparungen bei den Energiekosten 

refinanziert werden.  

Nicht zuletzt könnte die ABG Holding unsere städtischen  Wohn-

mietobjekte betreuen. Genügend Fachpersonal wäre dort vor-

handen und müsste dann nicht auch noch im Liegenschaftsamt 

vorgehalten werden. Unterhaltung und Instandsetzung bräuchten 



9 

nicht über den Haushalt finanziert zu werden, sondern könnten von 

der ABG Holding, mit zusätzlichen Synergien dazu ggf. noch güns-

tiger erbracht werden. 

 

Dauerhaft für einen soliden Haushalt sorgen 

Ich habe in den vergangenen Jahren regelmäßig darauf hin-

gewiesen, dass wir in eine schwierige Haushaltslage geraten, wenn 

die in den Rekordjahren der Gewerbesteuereinnahmen angelegten 

Rücklagen verbraucht sind. An diesen Punkt gelangen wir nun in 

sehr absehbarer Zeit. Darüber kann auch die leichte Erholung der 

Gewerbesteuereinnahmen in diesem Jahr nicht hinwegtäuschen. 

Allerdings habe ich den Eindruck, dass leider noch immer nicht allen 

der Ernst der Lage bewusst ist. Deshalb möchte ich hier noch 

einmal ganz klar und unmissverständlich feststellen: Um eine solide 

Haushaltslage sicherzustellen, müssen wir nicht nur kurzfristig den 

Gürtel enger schnallen, sondern dauerhaft, auch in den nächsten 

fünf, zehn, zwanzig Jahren. Dafür gilt es, allen Entscheidungen zwei 

Prämissen zu Grunde zu legen: 

1. Wir müssen den künftigen Generationen finanziellen Handlungs-

spielraum erhalten. 

2. Wir dürfen jetzt nur in Projekte investieren, von denen die künf-

tigen Generationen profitieren werden. 

Mit anderen Worten: Es ist unsere Aufgabe, bleibende Werte zu 

schaffen und zu sichern. Ich denke, es ist unstrittig, dass Investiti-

onen in die Bildung und in die Kinderbetreuung diesen Kriterien 
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entsprechen, ebenso die Neuausrichtung der Kliniken Höchst, aber 

auch die Investitionen in die Sanierung von Straßen, Schulen und 

öffentlichen Gebäuden. Die Zuschussbedarfe für die Bildung 

werden von 454 Millionen Euro im Jahr 2011 auf 618 Millionen Euro 

im Jahr 2016 steigen. Für Nahverkehr und ÖPNV werden wir die 

Ausgaben im gleichen Zeitraum von 173 auf knapp 200 Millionen 

Euro anheben. Das liegt nicht nur an großen Projekten wie der Re-

gionaltangente West, sondern auch an der Anbindung des Ried-

bergs, des Frankfurter Bogens und des Europaviertels. Dies dient 

der Verbesserung der Infrastruktur und damit langfristig der Wett-

bewerbsfähigkeit des Standorts Frankfurt am Main. 

Dennoch liegen gerade im ÖPNV gewichtige Entscheidungen vor 

uns. Schon heute gelangt die Finanzierung des Rhein-Main-Ver-

kehrsverbundes (RMV) an ihre Grenzen. Mit den noch anstelligen 

Investitionen wie RTW, Nordmainische S-Bahn, dem Ausbau der 

Schienenverbindung in die Wetterau, dem S-Bahn-Anschluss von 

Gateway Gardens und des künftigen Terminals 3 wird die finanzielle 

Leistungsfähigkeit des RMV ohne gravierende Finanzierungs-

veränderungen überfordert. Hier müssen in sehr naher Zukunft Prio-

ritätensetzungen erfolgen, die auch den Verzicht auf heute ange-

dachte Projekte beinhalten. 

 

Wir haben in den vergangenen Monaten einiges an 
Sparmaßnahmen erreicht. 
 

Die ordentlichen Aufwendungen werden im Haushaltsjahr 2013 

lediglich um knapp 7,8 Millionen (!) Euro erhöht, auf dann 3,07 
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Milliarden Euro. Das entspricht einem Zuwachs von weniger als 0,3 

Prozent gegenüber 2012. Der Magistrat hat also trotz erheblicher 

Zuwächse etwa im Bereich der Bildung insgesamt eine deutliche 

Begrenzung des allgemeinen Aufwandszuwachses vollzogen. 

Bei den Personalkosten wird der Beschluss der Stadtverordneten-

versammlung umgesetzt, wonach die Gesamtaufwendungen höchs-

tens um ein Prozent steigen dürfen. Das Budget liegt 2013 bei 

565,79 Millionen Euro, 2016 bei 583 Millionen Euro. 

Ohne die höheren Ausgleichszahlungen des Bundes für die Grund-

sicherung im Alter und bei Erwerbsminderung sähe unsere Haus-

haltslage allerdings noch deutlich schlechter aus. Insgesamt steigen 

2013 die Erträge aus Zuweisungen und Zuschüssen im Sozial-

bereich um 24,66 Millionen Euro auf 74,56 Millionen Euro. 

Der Zuschussbedarf im Sozialbereich steigt insgesamt von 625 

Millionen in 2013 auf rund 630 Millionen Euro in 2016. 

Damit unterstreicht Frankfurt, dass es aus seiner wirtschaftlichen 

Stärke heraus Sorge für eine soziale Stadt trägt, in der wir mit 

eigenen Arbeitsmarktprogrammen, mit Projekten für ein Älterwerden 

in Würde, mit Unterstützung für Familien und einer engagierten 

Jugendhilfe überall dort Solidarität in Subsidiarität praktizieren, wo 

Hilfe und Unterstützung notwendig sind. Daher unterstreiche ich 

nochmals, dass unser Haushalt tatsächlich einer der sozialsten 

Haushalte in Deutschland ist und dies bei allen erforderlich Spar-

anstrengungen, die auch am Sozialbereich nicht vorbeigehen 

werden, in der Zukunft auch bleiben wird. 
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Die Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft sichern 

Es liegt uns nach wie vor sehr viel daran, eine gute Infrastruktur vor-

zuhalten, welche die Wettbewerbsfähigkeit unserer Wirtschaft 

sichert. Was dies angeht, können wir in Frankfurt am Main darauf 

verweisen, dass keine andere deutsche Großstadt mit einem 

Gewerbesteuer-Hebesatz, wie wir ihn mit 460 Prozentpunkten 

haben, eine so gute Infrastruktur zu bieten hat wie unsere Stadt. 

Diese Politik sollten wir fortsetzen, sowohl was die Unterhaltung 

dieser Infrastruktur angeht als auch hinsichtlich des Hebesatzes. 

Wir brauchen starke und wettbewerbsfähige Unternehmen in 

unserer Stadt, nicht nur, damit wir dauerhaft über verlässliche 

Steuereinnahmen verfügen, sondern auch, damit unsere Jugend-

lichen Ausbildungs- und Arbeitsplätze finden. Wie gefährlich Diskus-

sionen über die Erhöhung der Gewerbesteuer sein können, haben 

uns auch jüngst wieder die Überlegungen der Allianz gezeigt. Eine 

gesunde Wirtschaft ist die Basis dafür, dass wir die sozialen Er-

rungenschaften unserer Stadt erhalten und ein reges Vereinsleben 

ermöglichen können. Freilich wäre ohne das große ehrenamtliche 

Engagement vieler Menschen, denen ich dafür ausdrücklich danke, 

das alles nicht möglich. Wir wollen deshalb im Rahmen des 

Möglichen auch weiterhin dieses Engagement fördern. Wobei kein 

Weg daran vorbeiführen wird, mehr auf Kreativität als auf finanzielle 

Unterstützung zu setzen. Wir sollten weniger über zusätzliche 

Maßnahmen diskutieren und mehr darüber, welche Leistungen 

effektiver, mit geringerem Kostenaufwand, erbracht werden können. 

Die Zusammenführung von sozialen, sportlichen und bildungs-

bezogenen Angeboten in unseren Stadtteilen kann etwa durch eine 
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noch verstärktere Nutzung der vorhandenen Schulgebäude zu Ein-

sparungen führen und würde auch dem vereinbarten Ziel der 

Zusammenführung von Jugendhilfe und Schule entsprechen.  

Neben der Begrenzung und Verringerung der Ausgabenseite, die im 

Vordergrund stehen muss, ist jedoch auch die Verbesserung der 

Einnahmen eine wichtige Voraussetzung dafür, um mittelfristig zu 

ausgeglichenen Haushalten zu gelangen. 

Die Erhöhung von Eintrittspreisen in Zoo und anderen Kultur- und 

Freizeiteinrichtungen verbessert sehr konkret auch die Möglich-

keiten zu weiteren Investitionen in diesen Bereichen. Gleiches gilt 

auch dort, wo wir etwa in der Kinderbetreuung weiter engagiert an 

einem Mehr an Qualität und Quantität bei gleichzeitiger Steigerung 

von z.B. Personal- und Energiekosten arbeiten. Bei allen not-

wendigen Überlegungen zu Eintrittspreis- und Gebührenerhöhun-

gen wird der Magistrat der Stadtverordnetenversammlung sozial 

abgewogene Vorschläge präsentieren. Hiervon bin ich überzeugt! 

Aber nicht nur Eintrittspreise und Gebühren, auch die Verbesserung 

der Steuereinnahmen steht auf dem Programm. Während mit der 

gerichtlichen Entscheidung zur sogenannten „Bettensteuer“ hier 

Aufwand, Kontrolle und Ertrag kaum in einen vertretbaren Rahmen 

zu bringen sind, haben wir mit der Entscheidung zur Anhebung der 

„Spielapparatesteuer“ nicht nur die Einnahmebasis verbessert, 

sondern leisten gleichzeitig noch einen wichtigen Beitrag im Kampf 

gegen die Spielsucht und zur Verbesserung der Situation in den 

Stadtteilen, wo Bürgerinnen und Bürger in den zurückliegenden 
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Jahren zu recht Klage gegen die Verbreitung von Spielhallen ge-

führt haben. 

 

Eigenbetriebe und Gesellschaften als Motor der Stadt 

Nicht nur in den hoheitlichen Bereichen unserer Stadt, sondern 

auch was unsere Eigenbetriebe und Gesellschaften anbelangt, sind 

wir als Gesamtstadt sehr gut aufgestellt. Die ABG Holding ist der 

Motor unserer Wohnungsbaupolitik. Folgende stattliche Summen 

werden die ABG und ihre Tochtergesellschaften in Bau und 

Modernisierung von Wohnungen investieren: 136 Millionen 2013, 

165 Millionen 2014, 154 Millionen 2015 und 110 Millionen 2016. 

Das ist deutlich mehr als eine halbe Milliarde Euro. Die städtischen 

Aufwendungen für den Wohnungsbau werden in den nächsten 

Jahren von 21,6 auf 45 Millionen Euro jährlich gesteigert, was wir 

bereits mit dem Haushalt 2012 als Ziel vereinbart hatten. Sicher ist 

es mit Blick auf die räumliche Begrenzung Frankfurts sinnvoll und 

wichtig, den Wohnungsbau als regionale Aufgabe zu begreifen, 

doch müssen wir uns immer vor Augen halten, dass jedes Engage-

ment außerhalb des engeren Kerns der Region zusätzliche Infra-

struktur erforderlich macht. Und so ist die Umwandlung von 

Büroraum in Wohnungen, die Nachverdichtung, aber auch der Aus-

weis neuer Wohnbauflächen ebenso eine Aufgabe, der wir uns 

weiter stellen müssen. 
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Unsere Beteiligungen sind wirtschaftlich 
erfolgreiche Instrumente der Daseinsvorsorge 
 

Mein Ziel ist es auch, die städtischen Beteiligungen als bleibende 

Werte zu sichern. Seit Jahren gelingt es uns, die Balance aus wirt-

schaftlichem Erfolg und Sicherung der Daseinsvorsorge mit unseren 

Unternehmen zu halten. Ein Anteilsverkauf zum kurzfristigen Aus-

gleich von Haushaltsdefiziten kommt nicht in Frage. Vielmehr wollen 

wir auch in diesem Punkt den künftigen Generationen etwas hinter-

lassen. Über die ABG habe ich bereits gesprochen. Mit der Mainova 

gestalten wir aktiv die Energiewende mit und sichern auch energie-

politisch nachhaltige Strukturen in Stadt und Region. Im Stadtwerke-

Konzern sichern wir darüber hinaus die Mobilität in der Stadt, die 

Bäderstruktur und eine wichtige Säule unserer Abfall-Entsorgung. 

Mit unserer Messe fließt nicht nur über die Umwegrentabilität Geld 

in unserer Kassen, sondern auch rund 8 Millionen Euro jedes Jahr 

an Ausschüttung an die Stadt.  

Mit der FES führen wir mehrheitlich eine der erfolgreichsten Öffent-

lich-Privaten-Partnerschaften in der Stadt und mit unserer Beteili-

gung an Fraport liegt es gemeinsam an Stadt und Land, dass der 

Frankfurter Flughafen bei allen Fragestellungen im Zusammenhang 

mit dem Ausbau – insbesondere den Belastungen – weiterhin eine 

positive Entwicklung nimmt und im Wettbewerb der internationalen 

Drehkreuze besteht. 

Sie sehen also, dass wir gut daran tun, diese Beteiligungen zu 

behalten, wenngleich auch dort an einer ganzen Reihe von Stellen 

Konsolidierungserfordernisse in den kommenden Jahren anstehen. 
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Insgesamt befindet sich unsere Stadt Frankfurt am Main auf einem 

schwierigen, aber durchaus zu bewältigenden Weg in die Zukunft. 

Ich bin überzeugt, dass wir die Krise endgültig bewältigen können, 

wenn wir weiterhin diszipliniert und kostenbewusst arbeiten.  

Erstmals haben wir auch die Frankfurter Bürgerinnen und Bürger an 

der Aufstellung des Haushaltes beteiligt. Bei der Premiere des 

Bürgerhaushaltes haben wir eine starke Qualität an Vorschlägen, je-

doch noch eine zu steigernde Quantität in der Teilnahme gesehen. 

Deshalb rufe ich schon jetzt die Bürgerinnen und Bürger dazu auf, 

an der Fortsetzung des Bürgerhaushaltes im kommenden Jahr teil-

zunehmen. 

Die Vorschläge des Magistrats im Umgang mit den einzelnen 

Bürgerideen sind in der gesondert beschlossenen Vorlage auf-

geführt. 

Abschließend danke ich meinen Kolleginnen und Kollegen im 

Magistrat, aber auch meinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im 

Dezernat und allen anderen Bereichen der Stadtverwaltung für die 

Mitarbeit an diesem Haushalt. 

Nachdem der zurückliegende Haushalt 2012 erst in diesem Jahr 

eingebracht wurde, sind wir mit dem Haushalt für 2013 noch im 

alten Jahr geblieben. Für den kommenden Haushalt 2014 und die 

Folgejahre haben wir die Weichen so gestellt, dass diese – was die 

Regel sein sollte – noch im jeweiligen Vorjahr eingebracht und ver-

abschiedet werden können. 
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Sehr geehrte Damen und Herren Stadtverordnete, ich übergebe 

den Entwurf des Haushalts 2013 nun in Ihre Verantwortung und 

danke für Ihre Aufmerksamkeit.
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